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DEUTLICHE UNTERSCHIEDE BEIM WAHL-
VERHALTEN ZWISCHEN ALTEN UND NEUEN 
BUNDESLÄNDERN

Das Ergebnis der Bundestagswahl vom 24. Septem-
ber 2017 war, was die AfD angeht, in zweierlei Hinsicht 
bemerkenswert: Zum einen schaffte diese Partei mit 
einem Zweitstimmenanteil von 12,6% überraschend 
klar den erstmaligen Einzug in den deutschen Bundes-
tag. Zum anderen konnte die AfD in den neuen Bun-
desländern mit durchschnittlich 21,6% deutlich mehr 
Wähler von sich überzeugen als in den alten Bundes-
ländern (einschließlich Berlin) mit durchschnittlich 
11,1% (Bundeswahlleiter 2017). Gerade dem letztge-
nannten Phänomen wurde im Nachgang der Bundes-
tagswahl sehr viel Aufmerksamkeit geschenkt, und 
in vielen Leitartikeln, Kommentaren und politischen 
Analysen wurden Erklärungen für den beobachteten 
Unterschied zwischen dem Wahlverhalten der West-
deutschen und dem der Ostdeutschen angeboten – 
Erklärungen, die in den meisten Fällen auf eine mehr 
oder weniger deutliche Kritik an den Wählern der AfD 
in den neuen Bundesländern hinausliefen: Sie hätten 
aufgrund der geringen Erfahrungen im Zusammenle-
ben mit Menschen anderer Nationalität oder anderer 
Kulturkreise Vorurteile oder sogar latent fremden-
feindliche oder rassistische Einstellungen; sie seien 
zum Teil noch von den Demütigungen und Enttäu-
schungen der Wende- und Nachwendezeit geprägt; 
sie wären leicht verführbar und politisch unreif; oder 
sie hätten einen gewissen Hang zu einem autoritären 
Politikstil.1

Im Gegensatz dazu soll im Folgenden eine öko-
nomische Erklärung unternommen werden – wie dies 
schon in der Verwendung des Zitats aus Bill Clintons 

1 Anstelle vieler vgl. z.B.: Bild (2017), Hamburger Abendblatt (2017), 
Süddeutsche Zeitung (2017) und Tagesspiegel (2017).

Fritz Söllner*

»It’s the Economy, Stupid!«
Bemerkungen zum Abschneiden der AfD bei der  
Bundestagswahl 2017

Die auffälligen Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern beim Stimmenanteil 
der AfD sind einer ökonomischen Erklärung zugänglich. Diese beruht auf den zu erwarten-
den negativen Verteilungswirkungen der Flüchtlingskrise und stellt einen Zusammenhang 
zwischen ökonomischem Eigeninteresse, Einstellung zur Flüchtlingspolitik und Wahlverhal-
ten her.

Präsidentschaftswahlkampf von 1992 in der Über-
schrift dieses Beitrags zum Ausdruck kommt. Diese 
Erklärung sieht das Wahlverhalten als Ergebnis der 
Verfolgung ökonomischer Interessen an und beruht 
auf drei Prämissen: der Rolle der AfD in der bundes-
deutschen Politik, den Verteilungswirkungen der 
Flüchtlingskrise und der – für Ökonomen selbstver-
ständlichen – Annahme, dass sich Wähler bei Mei-
nungsbildung und Wahlentscheidung von ihrem 
Ei gen interesse leiten lassen.

DIE ROLLE DER AFD IN DER BUNDESDEUTSCHEN 
POLITIK

Die AfD ist im Wesentlichen eine Ein-Themen-Partei: 
Sie wirbt praktisch ausschließlich mit ihrer Kritik an 
der aktuellen Flüchtlingspolitik und ihrer Forderung 
nach einem wesentlich rigideren Kurs im Umgang mit 
Flüchtlingen um Wähler. Ihr Parteiprogramm enthält 
zwar noch andere Positionen, doch scheinen diese 
vom Wähler überhaupt nicht wahrgenommen zu wer-
den oder zumindest für ihn keine Rolle zu spielen. So 
fällt es schwer, sich einen Wähler vorzustellen, der 
die flüchtlingspolitischen Positionen der AfD ablehnt, 
aber die Partei trotzdem, nämlich wegen z.B. ihrer 
umwelt- oder finanzpolitischen Standpunkte, wählt. 
Man wird also davon ausgehen können, dass – was 
immer sonst noch Wähler der AfD mit ihrer Stimme 
für diese Partei zum Ausdruck bringen möchten – eine 
Stimme für die AfD immer auch eine Stimme gegen die 
aktuelle oder überhaupt jegliche liberale Flüchtlings-
politik ist.

Umgekehrt gilt auch, dass entschiedene Kritiker 
einer solchen Politik ihre Meinung am ehesten durch 
die Wahl der AfD kundtun können, da sich die Positio-
nen der anderen Parteien in dieser – aber auch in vie-
ler anderer – Hinsicht sehr ähnlich sind, dieselben also 
keine wirkliche »Alternative« zu bieten scheinen (vgl. 
Dorn et al. 2017, S. 28–29).

* Prof. Dr. Fritz Söllner ist Inhaber des Lehrstuhls für Finanzwissen-
schaft an der Technischen Universität Ilmenau.
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DIE VERTEILUNGSWIRKUNGEN DER 
FLÜCHTLINGSKRISE

Wie an anderer Stelle ausführlich dargelegt (vgl. Söll-
ner 2017), hat die aktuelle Flüchtlingskrise ausgepräg- 
te negative Verteilungswirkungen. Dabei spielen die 
unmittelbaren Kosten für Unterbringung, Versorgung 
und Integration mitnichten die entscheidende Rolle. 
Vielmehr sind es vor allem die Folgewirkungen, die mit 
der Integration in den Arbeits- und Wohnungsmarkt  
auftreten, die als problematisch anzusehen sind.

Erstens wird der Zuzug hunderttausender nicht 
oder nur sehr gering qualifizierter Flüchtlinge zu einem 
steigenden Angebot schlecht qualifizierter Arbeits-
kräfte und folglich zu einem Druck auf die Löhne in den 
entsprechenden Sektoren des Arbeitsmarkts führen. 
Insofern Löhne über Mindestlohnniveau gezahlt wer-
den, muss mit einer (absoluten oder relativen) Sen-
kung derselben gerechnet werden. Beim Mindestlohn 
besteht die Gefahr, dass er durch weniger strikte Über-
wachung und Durchsetzung sowie Ausnahmeregelun-
gen für Flüchtlinge ausgehöhlt wird.2

Zweitens wird es zu Verdrängungseffekten bei der 
Vergabe von Sozialwohnungen und zu Mietpreissteige-
rungen von einfachem, preiswertem Wohnraum kom-
men – worunter die einheimischen Geringverdiener zu 
leiden haben werden.

Drittens werden Überfüllungsexternalitäten im 
Schulsektor auftreten: Insoweit die Klassen größer 
werden und der Anteil nicht (gut) deutsch sprechen-
der Schüler steigt, verschlechtern sich die Lernbedin-
gungen, wovon vor allem Grund-, Haupt- und Mittel-
schulen in den Gebieten bzw. Stadtteilen betroffen 
sein werden, in denen sich die Flüchtlinge hauptsäch-
lich ansiedeln werden – also Gebiete und Stadtteile mit 
einfachen, kleinen und billigen Wohnungen, in denen 
auch die Teile der einheimischen Bevölkerung leben, 
die niedrige Einkommen beziehen und auf deren Kin-
der die genannten Probleme zukommen werden.

Langfristig wird es noch zu weiteren Verteilungs-
effekten kommen: Die Flüchtlinge werden die schon 
bestehende fiskalische Nachhaltigkeitslücke weiter 
dadurch vergrößern, dass sie deutlich mehr Kosten, ins-
besondere was Sozialleistungen angeht, verursachen, 
als sie Steuern und Sozialabgaben generieren werden. 
Welcher Art die Verteilungseffekte sein werden, hängt 
davon ab, auf welche Art und Weise die Nachhaltig-
keitslücke schließlich geschlossen werden wird.3

Ungeachtet dieser Unsicherheit lässt sich jedoch 
festhalten, dass der Flüchtlingszuzug kurz- und mit-
telfristig zu einer Verschlechterung der sozioökonomi-
schen Situation der schlecht qualifizierten bzw. gering 
verdienenden Schichten der einheimischen Bevölke-
rung führen wird. Demgegenüber würden sowohl Kapi-

2 Ausnahmen für Praktika und Berufseinstiegsqualifizierungen exis-
tieren bereits.
3 Wenn z.B. auf steigende Defizite des Systems der sozialen Siche-
rung mit einer Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge reagiert 
werden sollte, würden davon aufgrund der Beitragsbemessungsgren-
zen die Niedrigverdiener überproportional stark betroffen werden.

taleigentümer bzw. Unternehmer als auch gut quali-
fizierte, hoch bezahlte Beschäftigte profitieren – ers-
tere, da sich mit Zunahme des Arbeitskräfteangebots 
die Position des Faktors Kapital gegenüber dem Fak-
tor Arbeit verbessert; letztere, weil sie nicht in einem 
Subs titutions-, sondern einem Komplementaritäts-
verhältnis zu den Flüchtlingen stehen. Die Ungleich-
heit der Einkommensverteilung wird zunehmen – und 
zwar umso mehr, je besser die Integration der Flücht-
linge gelingt, also je mehr Flüchtlinge nicht mehr nur 
auf staatliche Unterstützung angewiesen sind, son-
dern als Anbieter auf dem Arbeitsmarkt und als Nach-
frager auf dem Wohnungsmarkt auftreten. Insofern 
kann man durchaus von einem Dilemma der Integra-
tion sprechen.

DER EINFLUSS DES EIGENINTERESSES AUF DIE 
EINSTELLUNG ZUR FLÜCHTLINGSPOLITIK

Aus ökonomischer Sicht ist zu erwarten, dass der Zuzug 
von Flüchtlingen umso stärker abgelehnt wird, je grö-
ßere persönliche Nachteile man sich davon erwar-
tet (vgl. Söllner 1999). In der Tat wurde dieser Zusam-
menhang eindeutig nachgewiesen: »[T]here is a strong 
positive relationship between the expected impact of 
immigration and how much immigration is preferred« 
(Hansen und Legge 2016, S. 8). Wenig überraschend ist 
deshalb, dass zu den Befürwortern einer liberalen, tole-
ranten Flüchtlingspolitik vor allem diejenigen gehören, 
die nicht nur keine Nachteile zu gewärtigen haben, son-
dern sogar davon zu profitieren vermögen: Kapitaleig-
ner und die gut qualifizierten Bezieher höherer Ein-
kommen. Genauso wenig kann es überraschen, dass 
die Leidtragenden einer solchen Politik, Geringquali-
fizierte und Niedrigverdiener, dieselbe überwiegend 
ablehnen (vgl. Bertelsmann Stiftung 2015, S. 11–12; 
Karakayali und Kleist 2015, S. 17–18). Von daher scheint 
sowohl die Einstellung der Befürworter einer Willkom-
menskultur als die der Kritiker einer solchen durch das 
jeweilige Eigeninteresse bzw. die jeweilige persönli-
che Betroffenheit (mit) bedingt zu sein.4 Damit soll 
selbstverständlich nicht bestritten werden, dass es 
nicht auch genuin fremdenfeindliche bzw. humanitäre 
Motive gäbe.

KONSEQUENZEN FÜR DIE WAHLENTSCHEIDUNG

Es ist davon auszugehen, dass sich die unterschiedli-
chen Einstellungen zur Flüchtlingspolitik auch in den 
Wahlentscheidungen der Bürger niederschlagen.5 

4 Eine solche Erklärung ist nicht nur aus ökonomischer Sicht sehr 
plausibel, sie ist auch überzeugender als die alternative Erklärung, 
wonach Menschen mit geringerer Bildung und niedrigerem Einkom-
men per se intoleranter, inhumaner und xenophober als ihre besser 
situierten Zeitgenossen seien.
5 Die ökonomische Rationalität der Teilnahme an einer politischen 
Wahl soll an dieser Stelle nicht diskutiert werden. Auch wenn, wovon 
auszugehen ist, dem einzelnen Wähler durchaus klar ist, dass seine 
Stimme den Wahlausgang nicht beeinflussen wird, eine instrumen-
tell motivierte Wahl also irrational wäre, kann die Stimmabgabe mit 
der Theorie des expressiven Wählens ökonomisch erklärt werden – 
insbesondere im Fall solch grundsätzlicher und hochpolitischer Fra-
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Das heißt insbesondere, dass 
die Zustimmung zur AfD umso 
höher sein dürfte, je kritischer die 
aktuelle Flüchtlingspolitik gese-
hen wird. Da andererseits diese 
Einstellung wesentlich davon 
abhängt, ob und in welchem Aus-
maß man für die eigene sozio-
ökonomische Position vom Zuzug 
der Flüchtlinge Nachteile bzw. 
Vorteile erwartet, lässt sich eine 
einfache Schlussfolgerung ziehen: 
Je niedriger die Qualifikation und 
je niedriger das Einkommen, desto 
eher wird die AfD gewählt. Folglich 
wird diese Partei in einem Bun-
desland umso besser abschnei-
den, je geringer das jeweilige Ein-
kommensniveau ist. Dabei wäre 
noch zwischen Arbeitseinkom-
men und Vermögenseinkommen zu differenzieren: 
Je niedriger ersteres ist, desto höher ist die Betrof-
fenheit vom zu erwartenden Lohndruck im Niedrig- 
lohn segment; und je niedriger letzteres ist, in desto 
geringerem Ausmaß fallen die für den Faktor Kapital 
zu gewärtigenden Vorteile in dem betreffenden Bun-
desland an. Da sowohl das durchschnittliche Arbeits-
einkommen als auch das durchschnittliche Vermö-
genseinkommen in den neuen Bundesländern signi-
fikant niedriger als in den alten Bundesländern ist, 
lässt sich der große Unterschied im Wahlergebnis der 
AfD zwischen neuen und alten Bundesländern auf 
diese Weise ökonomisch gut erklären.

WAHLVERHALTEN UND EINKOMMEN: DIE EMPIRIE

Vergleicht man den Zweitstimmenanteil der AfD zum 
einen mit dem durchschnittlichen Bruttomonatsver-
dienst (2016) und zum anderen mit dem durchschnitt-
lichen Vermögenseinkommen (2015), so ergeben sich 
die in Abbildung 1 und Abbil-
dung  2 dargestellten Beziehun-
gen.6 Selbstverständlich handelt 
es sich dabei lediglich um Korrela-
tionen, die als solche keine unmit-
telbaren kausalen Aussagen erlau-
ben. Dass eine Kausalbeziehung 
besteht, kann nicht statistisch, 
sondern muss auf der Grundlage 
der oben angestellten Überlegun-
gen begründet werden.7 Die Tat-

gen wie der nach der richtigen Flüchtlings-
politik (vgl. dazu Mueller 2003, S. 303–332).
6 Für Bruttomonatsverdienst und Vermö-
genseinkommen liegen leider keine aktuel-
leren Zahlen vor; zwischen 2015 bzw. 2016 
und dem Wahljahr dürften sich jedoch 
kaum gravierende Änderungen ergeben 
haben.
7 Im Übrigen ist offensichtlich, dass es 
nur eine Richtung einer möglichen Kausali-
tät geben kann: vom Einkommen zur Wah-

sache, dass diese und die beiden Korrelationen gut 
miteinander vereinbar sind, spricht dafür, dass die 
vorgeschlagene ökonomische Erklärung durchaus 
zuzutreffen scheint – zumindest zum Teil.

Die Unterschiede zwischen alten und neuen Bun-
desländern hinsichtlich der Einkommensverhältnisse 
spiegeln sich in den Wahlergebnissen recht deutlich 
wider: In beiden Abbildungen liegen die fünf neuen 
Bundesländer im linken, oberen Bereich (niedrige 
Einkommen, hohe Zweitstimmenanteile für die AfD) 
und damit deutlich getrennt von den alten Bun-
desländern (hohe Einkommen, niedrige Zweitstim-
menanteile für die AfD). Allerdings zeigt sich auch, 
dass offensichtlich auch andere Faktoren eine Rolle 
spielen, da der behauptete Zusammenhang inner-
halb der Gruppe der alten und innerhalb der Gruppe 
der neuen Bundesländer kaum nachzuvollziehen ist. 

lentscheidung. Die Alternative, dass nämlich die Wahl der AfD für ein 
geringes Einkommen ursächlich sei, kann nicht ernsthaft in Betracht 
gezogen werden.
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Dennoch ist auf jeden Fall der Schluss erlaubt, dass 
die angebliche Ost-West-Dichotomie hinsichtlich der 
AfD-Ergebnisse nur eine scheinbare ist und vielmehr 
eine Dichotomie zwischen niedrigen und hohen Ein-
kommen besteht.

Dieser Schluss wird auch dadurch gestützt, dass 
sich auf regionaler und lokaler Ebene ähnliche Ten-
denzen manifestieren. Erwähnt sei das Beispiel des 
Wählerverhaltens der Stadt Bayreuth (Stadt Bayreuth 
2017): Während in Villenvierteln die AfD im einstelli-
gen Bereich blieb (z.B. Seulbitz: 9,5%; Grüner Hügel: 
8,0%), erzielte sie in »einfacheren« Stadtteilen Ergeb-
nisse, die fast auf sächsischem Niveau liegen (z.B. Alt-
stadt: 20,1%; Neue Heimat: 22,8%). Eine genauere Ana-
lyse der Wahlergebnisse andernorts dürfte dieses Bild 
bestätigen, da Bayreuth mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit kein Einzelfall sein wird.8

DIE ÖKONOMIE ALS BEITRAG ZUR 
VERSACHLICHUNG DER FLÜCHTLINGSDEBATTE

Die um die Flüchtlingspolitik geführte Debatte in 
Deutschland zeichnet sich durch eine große Emotio-
nalität und Aggressivität aus. Apologeten einer Will-
kommenskultur diffamieren die Kritiker derselben als 
Ausländerfeinde oder Rassisten, während diese ihrer-
seits jene als naiv, realitätsfremd oder unpatriotisch 
beschimpfen. Wenn erkannt und anerkannt werden 
würde, dass beide Seiten (auch) ihre eigenen ökono-
mischen Interessen im Blick haben und deshalb keine 
Seite per se der anderen moralisch überlegen ist, 
könnte die dringend notwendige Debatte um eine rati-
onale Flüchtlings- und Migrationspolitik endlich ver-
sachlicht und vorurteilsfrei geführt werden.

8 Die große Beliebtheit der AfD bei Wählern mit niedrigen Einkom-
men wurde bereits von anderer Seite konstatiert (vgl. z.B. Spiegel 
2017), allerdings nicht näher diskutiert bzw. hinterfragt.
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